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Interview Adam Michnik
«Die Menschen wollen keine Freiheit»
Mathias Plüss, Thomas Strobel
Der polnische Intellektuelle Adam Michnik über den bevorstehenden EU-Beitritt seines Landes, über deutsche Arroganz und die Sehnsucht nach dem Kommunismus.

Herr Michnik, das deutsche Magazin Focus beschrieb Ihr Land kürzlich so: «Zwei Millionen Landwirte, zwanzig Prozent Arbeitslosigkeit, marode Strassen und eine museumsreife Stahl- und Kohleindustrie.» Freut sich im Westen überhaupt jemand auf den EU-Beitritt Polens am kommenden 1. Mai?

Das Problem ist, dass Focus unser Land nicht mag. Es ist nicht die einzige deutsche Zeitschrift, die Polen nicht mag, und es geschieht nicht zum ersten Mal in der polnischen Geschichte, dass uns deutsche Zeitschriften nicht mögen. Aber gehen Sie durch polnische Städte, reden Sie mit Polen, besuchen Sie Restaurants und Läden, und Sie werden sehen, wie unglaublich falsch die Beschreibung von Focus ist.

Warum redet man in Deutschland so schlecht über Polen?

Seit ein paar Jahren gibt es eine spezifisch deutsche Unsicherheit. Die Deutschen suchen nach einer neuen Identität als wiedervereinigtes Volk. Und damit haben sie Mühe. Sie haben auch Mühe mit ihrer Erinnerung, mit ihren Komplexen, mit ihrer Wirtschaft und Politik. Es ist ganz normal und betrifft keineswegs nur Deutschland, dass man in einer solchen Situation seine Probleme nach aussen projiziert und ihre Ursachen im Ausland sucht. Ein typisches Beispiel ist Gerhard Schröder, der vor kurzem die liberale Steuerpolitik der EU-Beitrittsländer harsch kritisierte, weil dadurch Unternehmen aus Deutschland abgeworben werden. Man stelle sich vor, unser Premier würde die deutsche Steuerpolitik kritisieren! Hier hat der Kanzler ein wenig den Kontakt mit der Wirklichkeit verloren.

Das deutsch-polnische Verhältnis hat sich in letzter Zeit empfindlich abgekühlt ​ vor allem im Zusammenhang mit dem von Deutschland geplanten Zentrum, das an die Vertreibungen von Deutschen aus Polen nach dem Zweiten Weltkrieg erinnern soll. Wie konnte es zu dieser Abkühlung kommen?

Mir scheint, dass es auf deutscher Seite an Sensibilität mangelt. Sensibilität dafür, was so ein Zentrum für uns bedeutet. Die Polen haben das Gefühl, und zwar völlig zu Recht, sie seien Opfer eines verbrecherischen Überfalls durch Hitlerdeutschland gewesen, in dessen Folge die polnischen Städte zerstört und drei Millionen Polen ermordet wurden. Und nun bekommen wir zu hören, die Polen sollten sich bei den Deutschen entschuldigen. Wenn sich jemand bei den vertriebenen Deutschen entschuldigen sollte, dann jene Deutschen, die für Hitler stimmten und ihm dienten. Denn sie sind die Urheber jener Tragödie für ganz Europa, nicht die Polen. Die Polen waren Opfer.

Haben die Deutschen das vergessen?

Jedenfalls will niemand in Berlin ein Zentrum für ermordete Polen bauen. Mir scheint, dass sich die junge Generation in Deutschland ihres historischen Gedächtnisses weitgehend entledigt hat. Sie verhält sich so, als habe es den Zweiten Weltkrieg nicht gegeben. Wir, umgekehrt, haben versucht, die an uns gerichteten Vorwürfe zu akzeptieren. Die Vertreibungen zum Beispiel sind seit mindestens fünfzehn Jahren kein Tabu mehr in Polen ​ dazu gibt es historische Arbeiten, Romane, Erinnerungsbücher.

War denn die angeblich vorbildliche Versöhnung zwischen Polen und Deutschland der letzten fünfzehn Jahre bloss Augenwischerei?

Keineswegs. Ich denke, es ist hier sehr viel geschehen. Und ganz grundsätzlich sind die deutsch-polnischen Beziehungen auch nicht schlecht. Dass es nun zu einer gewissen Abkühlung kam, ist ein Stück weit verständlich, weil unterschiedliche Interessen aufgetaucht sind. Lange Zeit hat sich Deutschland wie ein älterer Bruder Polens aufgeführt, der Ratschläge erteilt und manchmal auch ein bisschen belehrend wirkt. Und nun spricht der jüngere Bruder plötzlich mit eigener Stimme, hat eigene Interessen ​ das ist schon überraschend.

Sprechen Sie vom berühmten «Brief der acht», mit dem sich Polen und sieben weitere Länder hinter die amerikanische Irak-Politik stellten?

Auch, ja. Es war allerdings ungeschickt, dass unser Premier diesen Brief unterschrieb, ohne vorher den deutschen Kanzler zu informieren. Ziemlich ungeschickt. Aber trotz allem bin ich optimistisch, was die deutsch-polnischen Beziehungen betrifft. Es gibt immer noch eine starke Lobby dafür.

Uns fällt auf, dass im Westen so getan wird, als sei der EU-Beitritt ein Geschenk für Polen. Niemand scheint sich daran zu erinnern, dass Polen auch etwas geleistet hat.

Ach, das ist kein Grund, sich beleidigt zu fühlen. Man kann doch nicht ständig über seine Verdienste sprechen, die Überwindung des Kommunismus, Solidarnosc und so weiter. Schliesslich haben wir es auch nicht gemocht, als man uns ständig daran erinnerte, dass Polen von der Roten Armee befreit worden war.

Was bringt Polen in die EU ein?

Seit fünfzehn Jahren ist Polen ein Land mit stabiler Demokratie. Wir haben keine Konflikte mit Nachbarn oder Minderheiten. Die Menschenrechte werden respektiert. Und wir haben ein Wirtschaftswachstum. Das sind alles wichtige Trümpfe. Wir brauchen keine humanitäre Hilfe. Natürlich liegt der EU-Beitritt in unserem Interesse ​ aber auch im Interesse der ganzen Union.

Viel weniger stabil ist die Situation in Russland. Wie sehen Sie heute dieses Land, das für Polen immer eine Bedrohung war?

Ich sage über mich selber immer, ich sei antisowjetisch und russophil zugleich. Das heisst: Ich habe die Sowjetunion gehasst, Russland und die Russen aber immer geliebt. Das Problem ist, dass Russland heute zum ersten Mal in seiner Geschichte eine Zeit relativer Freiheit durchlebt. Doch den Umgang mit der Freiheit muss man lernen, und das braucht Zeit. Die grosse Frage ist: Womit endet dieser Lernprozess? Heute driftet Putin eindeutig ein wenig auf die autoritäre Seite ab. Ich sage bewusst «ein wenig» ​ Putin ist weder Stalin noch Breschnjew.

Sondern?

Putin ist Putin. In einem Interview habe ich ihn mal gefragt: Herr Präsident, glich Stalin Ihrer Meinung nach eher Iwan dem Schrecklichen oder Peter dem Ersten? Er antwortete: eher Dschingis Khan.

Kann Russland erneut zu einer Gefahr für Polen werden?

Wenn in Russland die imperialistischen, autoritären, nationalistischen, expansionistischen Tendenzen obsiegen, dann wird's bedrohlich ​ für Russland, für Polen, für die ganze Welt.

Wir erleben gerade eine ziemlich kritische Phase im Irak. Sie haben vor einem Jahr über die amerikanische Irak-Politik gesagt: «Eine schlechte Regierung hat mit schlechten Argumenten eine sehr gute Intervention gemacht.» Was wollten Sie damit sagen?

Dass man für den Sturz Saddam Husseins sein kann, obwohl auch Bush und Rumsfeld dieser Meinung sind. Dass dieser Krieg gerechtfertigt sein kann, obwohl auch Bush und Rumsfeld ihn befürworten. ððð

Sind Sie immer noch dieser Meinung?

Selbstverständlich. Ich habe eine kritische Meinung zur Bush-Administration. Aber den Krieg gegen den Terrorismus müssen wir gewinnen.

Und die Bevölkerung im Irak?

Wissen Sie, ich habe die Situation aus Sicht der Opfer Saddam Husseins betrachtet. Für Tausende von politischen Gefangenen war die amerikanische Intervention eine Befreiung. Das ist für mich das wichtigste Argument. Ein zweites kommt hinzu: Das Regime von Saddam Hussein war noch nicht so stark. Es mag eine polnische Obsession sein, aber erinnern wir uns an die Geschichte Hitlers: 1936 wäre eine Intervention in Deutschland noch möglich gewesen, aber die Appeasement-Logik der führenden europäischen Klasse hat sie verhindert.

Westeuropäische Intellektuelle haben Václav Havel, György Konrád und Sie wegen Ihrer Haltung zum Irak-Krieg als «Verräter» bezeichnet. Hat das nicht wehgetan?

Ach wissen Sie, ich bin schon so oft in meinem Leben als Verräter bezeichnet worden.

Aber doch nicht von diesen Kreisen!

Meiner Ansicht nach handelt es sich um gewöhnliche Meinungsverschiedenheiten. Mein Freund Daniel Cohn-Bendit war anderer Meinung als ich, aber das hat nichts daran geändert, dass wir Freunde sind. Cohn-Bendit glaubt, dass man Saddam Hussein auch mit andern Mitteln hätte bekämpfen können. Wenn das wahr ist, so sollen doch jene Regierungen, die den Irak-Krieg verurteilten, zeigen, wie man Terroristen wirkungsvoll bekämpft. Ich finde, dass man mit Leuten wie Saddam Hussein oder Osama Bin Laden nicht verhandeln kann. Auf deren Gewalt musste man mit Gewalt antworten. Daher war es richtig, dass Polen sich gegenüber den USA loyal verhielt, als diese sich zur Gewaltanwendung entschlossen.

Als an der Leipziger Buchmesse die ehemalige lettische Aussenministerin Sandra Kalniete die Regime der Kommunisten und der Nationalsozialisten «gleichermassen verbrecherisch» nannte, empfanden das westeuropäische Intellektuelle als Affront. Gibt es in dieser Frage ein fundamentales Missverständnis zwischen West- und Osteuropa?

Auf jeden Fall gibt es verschiedene Kontexte. Im deutschen Kontext entspricht die Aussage der lettischen Ministerin der These von Ernst Nolte und anderen Historikern, die den Nationalsozialismus relativieren und dem Holocaust seine Einzigartigkeit nehmen wollen. Aber die gleiche Aussage bedeutet etwas ganz anderes in Lettland, das mehr als vierzig Jahre unter der sowjetischen Diktatur litt.

Es sollte eigentlich nicht so schwierig sein, Verständnis zu haben für diese lettische Position.

Ja, aber es gibt hier noch einen weiteren Aspekt: In den ehemals kommunistischen Ländern herrscht die Vorstellung vor, wir seien nur Opfer. Als ich in Lettland war, habe ich das oft gehört. Dieser Unschuldsmythos gehört abgeschafft. Polen ist das einzige Land des ehemaligen Ostblocks, das seit der Wende einige sehr wichtige Debatten erlebt hat. Über die Mitschuld von Polen an Judenpogromen etwa oder über die Vertreibungen der Deutschen. Das sind sehr schwierige Debatten. Wie viele Jahre hat es gedauert, bis sich Frankreich endlich mit seinem Vichy-Regime auseinander setzte! Wie viele Jahre waren nötig, bis die Schweiz über die jüdischen Vermögen auf ihren Banken diskutierte!

Ein halbes Jahrhundert.

Eben. Man braucht also nicht verwundert zu sein, dass das einem kleinen Land wie Lettland nicht leicht fällt ​ dass die baltischen Staaten etwa ihren eigenen Antisemitismus bis heute nicht aufgearbeitet haben. Sehr häufig stellt die nationalistische Rechte in diesen Ländern antisemitische Pogrome als antibolschewistische Aufstände dar. In diesem Kontext muss man die heftigen jüdischen Reaktionen auf die Aussagen der lettischen Ministerin verstehen. Persönlich habe ich kein Problem damit, zu sagen, der Bolschewismus sei gleich mörderisch gewesen wie der Nationalsozialismus.

Liegt das Problem nicht genau darin, dass die Westeuropäer immer noch nicht wahrhaben wollen, wie mörderisch die kommunistischen Diktaturen waren?

Ja, das ist wahr. Diese Einseitigkeit ist schockierend. Die gleiche Einseitigkeit sehe ich in der Haltung gegenüber den Amerikanern: Die Empörung über Bush wegen des Irak-Kriegs ist grösser als jene über al-Qaida. Nach dem Anschlag von Madrid gab es keine Demonstrationen, keine Massenproteste gegen den Terror. Etwas Zweites kommt hinzu: Niemand fragt die Iraker nach ihrer Meinung. Wir hier in Warschau haben irakische Journalisten eingeladen und mit ihnen diskutiert. Aber meine spanischen, italienischen und französischen Freunde diskutieren nur unter sich.

Ein Wort zum Zustand Ihres Landes kurz vor dem EU-Beitritt. Die Bevölkerung scheint sehr unzufrieden zu sein. Laut Umfragen würden fast dreissig Prozent der Wähler der populistischen Partei Samoobrona (Selbstverteidigung) des Bauernführers Andrzej Lepper ihre Stimme geben. Wie erklären Sie sich diese Entwicklung?

Zunächst einmal ist Lepper keine singuläre Erscheinung in Europa: Es gibt Haider, Blocher, Le Pen, die Partei von Pim Fortuyn...

Kann man Lepper mit Blocher vergleichen?

Blocher ist ein wenig anders. Jeder ist ein wenig anders. Aber es ist Populismus. Es ist die Reaktion auf die Krise der demokratischen Institutionen, mit denen ein Teil der Bevölkerung nur noch Geschwätz, Geplapper, Korruption und Entfremdung von der Gesellschaft assoziiert. Aber anders etwa als der französische hat der polnische Populismus keine einwanderungsfeindliche Komponente. In Polen ist es eher ein Reservoir für Leute, die mit der Wirtschaftstransformation nicht zurechtkommen. Für Leute mit sehr einfach gestricktem Weltbild. Sie fressen Lepper aus der Hand. Es gibt das Bonmot: Antisemitismus ist Sozialismus für Dumme. Entsprechend könnte man sagen: Lepper ist der Robin Hood für Deppen.

Warum ist die Stimmung heute in Polen so viel schlechter als noch vor vier, fünf Jahren?

Es gibt drei Gründe. Erstens die Wirtschaftsflaute und der damit verbundene Anstieg der Arbeitslosigkeit. Plötzlich hat eine ganze Generation gut ausgebildeter junger Leute Schwierigkeiten, in ihrem Beruf eine Stelle zu finden. Zweitens die wenig freundlichen Signale aus dem Westen, von denen wir zu Beginn gesprochen haben. Drittens, und das scheint mir das Wichtigste, die Korruption. Die zahlreichen in den letzten Jahren ans Licht gekommenen Affären haben gezeigt, dass die Korruption bis in die höchsten Kreise von Regierung und Verwaltung hinaufreicht. All dies hat den Stimmungsknick verursacht. Aber das geht vorbei, das habe ich schon oft erlebt.

Die Regierungspartei SLD, die ehemaligen Kommunisten, hat in der Bevölkerung jede Unterstützung verloren. Premier Leszek Miller tritt auf Anfang Mai zurück. Was ist schief gelaufen?

Die Regierung hat Fehler gemacht ​ bei der Gesundheitsreform etwa hat sie sich komplett verrannt. Aber Fehler sind normal. Was wirklich zum Kollaps der SLD führte, ist die Korruption. Die Verschleierungstaktik, das verspätete Reagieren auf Korruptionsaffären haben zum Eindruck geführt, die SLD sei die Partei der Korrumpierten und Heuchler.

Aber die Regierung kann doch auch grosse Erfolge vorweisen: der bevorstehende EU-Beitritt, die Annäherung an Amerika, das Wirtschaftswachstum...

Ja, gewiss! Polen ist nicht zerfallen, wir hatten keinen Bürgerkrieg, keine Pogrome, keine Diskriminierung. Die Korruption, von der ich gesprochen hatte, ist die grösste Herausforderung ​ gegen sie gilt es zu kämpfen, auf Leben und Tod. Aber Korruption ist keine polnische Spezialität, die gibt es in ganz Europa. Alles in allem ist Polen immer noch eines der führenden Transformationsländer, wir haben Erfolg. Aber wenn der Zug pünktlich einfährt, erregt das halt kein Aufsehen.

Mittlerweile geben in Umfragen mehr als die Hälfte der Polen an, im Kommunismus hätten sie es besser gehabt als nach der Wende. Sie selbst hatten einmal geschrieben: «Die Menschen wollen keine Freiheit, weil diese sie der Sicherheit beraubt.»

Ich nenne das das Gefangenensyndrom. Solange der Mensch im Gefängnis sitzt, träumt er von der Freiheit. Doch im Gefängnis hat er eine gewisse Sicherheit: Er weiss, wann er essen, schlafen, sich waschen wird. Wenn er aus dem Gefängnis kommt, ist er zwar frei, aber die Sicherheit ist weg. Er beginnt sich zu sorgen: Mein Gott, wo werde ich schlafen, was werde ich essen, wie werde ich wohnen? Und er fängt an, sich nach dem Gefängnis zu sehnen, wo alles für ihn erledigt wurde.

Sie haben Ihr ganzes Leben für die Freiheit gekämpft. Schmerzt es Sie nicht, wenn Sie hören, dass sich die Leute den Kommunismus zurückwünschen?

In Wirklichkeit will doch niemand dahin zurück.

Ist das alles nur leeres Geschwätz?

Ja. Wenn die Leute das wirklich wollten, dann könnten sie ja nach Weissrussland fahren. In Wahrheit ist es ja genau umgekehrt: Wenn Weissrussen nach Polen kommen, schwärmen sie davon, wie herrlich es hier ist.

Lässt sich das Gefangenensyndrom nicht vermeiden?

Ich glaube nicht. Das ist ein völlig normaler Prozess. Das Gleiche ist ja in den neuen Bundesländern passiert, wo die PDS fantastische Wahlresultate erzielt. Aber in Wahrheit wünscht sich niemand die DDR Ulbrichts oder Honeckers zurück.

Ein völlig normaler Prozess?

Ja. Der Mensch sehnt sich nach dem Vergangenen, weil er damals jung war, gut aussah und den Mädchen gefiel. Ans Negative erinnert er sich nicht ​ das ist die Natur des menschlichen Gedächtnisses. Die Leute erinnern sich bloss daran, dass es im Kommunismus keine Arbeitslosigkeit gab, aber sie haben vergessen, dass sie sich nachts um drei in die Schlange stellten vor der Metzgerei, die um elf Uhr morgens öffnete. Dass es keine Schokolade gab, nur schokoladeähnliche Produkte». Dass dies ein armes, hässliches, graues, eingeschüchtertes Land war.

Hatten Sie nie Sympathien für den Kommunismus?

Wie könnte ich Sympathien haben für ein schreckliches, totalitäres Regime?

Auch nicht für die Idee der Gleichheit?

Eine Idee, die Unzählige fasziniert hat. Inzwischen wissen wir, dass es den echten Kommunismus nur auf dem Friedhof gibt, dort sind alle gleich.

Waren Sie schon als junger Mensch dieser Überzeugung?

Als Jugendlicher hatte ich sehr linke Ansichten. Aber den real existierenden Kommunismus habe ich nie befürwortet. Ich stand eher auf der Seite von Gramsci, Trotzki, Lukács.

Wann haben Sie die Niederträchtigkeit des Systems erkannt?

Mit 20 oder 21 Jahren. Da habe ich realisiert, dass der Kommunismus nicht eine platonische Idee ist, sondern die Wirklichkeit. Später kam die Kritik am Marxismus dazu. Der Marxismus bevorzugt monokausale Deutungen. Ich habe gefühlt, dass man nicht alles mit materialistischen Faktoren erklären kann, dass Bewusstsein mehr ist als die Wirkung des Magens auf das Gehirn.

Und wie standen Sie zum Kapitalismus?

Lange habe ich an einen dritten Weg zwischen Kommunismus und Kapitalismus geglaubt. Erst nach der Wende 1989 habe ich verstanden, dass die Philosophie der Arbeiter-Mitbestimmung ein Fantasiegebilde ist. Demokratie ist möglich im Staat, in der Gesellschaft, aber nicht am Arbeitsplatz. Da braucht es eine hierarchische Struktur. Unternehmerische Entscheide kann man nicht mittels Abstimmungen fällen.

Sie haben sich selber einmal kurze Zeit als Politiker versucht. Warum?

Von 1989 bis 1991 war ich Parlamentarier im polnischen Sejm, in der ersten Legislatur nach der Wende. Walesa hatte mir gesagt, ich solle kandidieren, also kandidierte ich. Das war damals wie im Krieg: Ob Architekt, Arzt oder Ingenieur, man zog die Uniform an und ging an die Front.Die Front war das Parlament, hier wurde das System geändert.

Warum sind Sie nicht Politiker geblieben?

Wegen der Unvereinbarkeit mit meinem Beruf. Man kann nicht gleichzeitig Parteipolitiker und Chef einer grossen Zeitung sein. Das wäre ja wie ein Richter, der gleichzeitig noch Staatsanwalt und Verteidiger ist.

Seit ihrer Gründung sind Sie Chefredaktor der Gazeta Wyborcza, der heute grössten und erfolgreichsten Zeitung Polens. Können Sie uns etwas über die Anfänge dieser Zeitung erzählen?

Wir sind gleich alt wie die polnische Demokratie, also bald fünfzehn Jahre. Von allem Anfang an haben wir uns als Institution der polnischen Demokratie verstanden. Heute, so denke ich, gehört die Gazeta Wyborcza zu den zehn besten Zeitungen in Europa.

Was die Qualität betrifft?

Das auch. Aber ich meine vor allem im Sinne von Aufrichtigkeit und Wahrheitsliebe. Das ist unser grosser Erfolg: Wir haben uns immer bemüht, die demokratischen Grundwerte zu verteidigen ​ Freiheit, Pluralismus, Toleranz, Menschenwürde, soziale Sensibilität, freier Markt.

Ihre Zeitung kommt daher wie ein bunter Vogel: Da ist alles drin, von Boulevard-Kampagnen bis zu seitenlangen Essays. Wie würden Sie selber Ihr Kind beschreiben?

Die Gazeta Wyborcza ist nicht für alle, aber für jeden. Das heisst: Jeder findet darin etwas, das ihn interessiert. Und was er findet, ist von hoher Qualität. Darin liegt das Geheimnis unseres Erfolges.

Zur Zeit des Kommunismus waren Sie Dissident ​ Sie sassen sechs Jahre im Gefängnis. Heute sind Sie an der Spitze einer einflussreichen, kapitalkräftigen Zeitung. Wie sehen Sie Ihre heutige Rolle in der polnischen Gesellschaft?

Immer noch gleich wie früher: Ich möchte jene Werte verteidigen, die ich als die höchsten erachte. Ich möchte, dass meine Zeitung die europäischen Ideen und Werte verbreitet, wie sie Denis de Rougemont definierte: Der Mensch hat das Recht auf Wahlfreiheit, auf Gewissensfreiheit ​ niemand darf ihm hier etwas vorschreiben, weder der Staat noch die Kirche, noch eine Partei.

Haben Sie noch Visionen?

Gewiss, ja. Meine Vision ist ein demokratisches, gerechtes, freies Polen in einer demokratischen, gerechten, freien EU. Ob diese Vision realisierbar ist, weiss ich nicht. Aber man muss es zumindest versuchen. Es wird nie eine Welt ohne Unglück geben. Aber unsere Pflicht ist es, jedes Unglück zu beseitigen, das sich beseitigen lässt.

Adam Michnik: Dissident und Chefredaktor
Ein solches Gebäude gibt es kein zweites Mal in Warschau: grosszügig, modern und lichtdurchflutet ​ der Kontrast zur tristen Umgebung könnte nicht grösser sein. Hier befindet sich seit drei Jahren die Redaktion der stolzen Gazeta Wyborcza, der grössten Tageszeitung Polens (aktuelle Auflage: 700000 Exemplare). Schwer vorstellbar, dass die Gründungssitzung 1989 in einem Sandkasten stattfand und das erste Redaktionsgebäude eine Kinderkrippe war.

Seit der Gründung ist Adam Michnik Chefredaktor. Er wurde am 17. Oktober 1946 in Warschau geboren. Sein Vater war überzeugter Kommunist und sass deswegen im Vorkriegspolen acht Jahre lang im Gefängnis. Michnik selber hingegen wurde, Ironie der Geschichte, von den Kommunisten für insgesamt sechs Jahre ins Gefängnis gesteckt, zum ersten Mal schon als 18-Jähriger, zu Beginn seines Geschichtsstudiums. Wegen seiner unnachgiebigen Haltung war der Historiker bald einer der wichtigsten Dissidenten Polens. Im Streikjahr 1980 wie bei der Wende 1989 spielte er eine massgebende Rolle. Heute gilt er als der einflussreichste Intellektuelle Polens. (pü)

